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Stand: 24.08.2021              Anlage TOP  

Wasserversorgungssatzung 

Rot = Änderungen nach rechtl. Prüfung in Zusammenarbeit mit Herrn Prof. Dr. Arndt 

 
Bestehende Wasserversorgungssatzung:     Neufassung der Wasserversorgungssatzung: 

 
Satzung über die Wasserversorgung der Gemeinde Büchen vom 

05.12.2006 (Wasserversorgungssatzung) 
 
Aufgrund der §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 
(GO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-
H. 2003 S. 57), geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 15.06.2004 
(GVOBl. 2004 Schl.-H. S. 153), Art. 5 des Gesetzes vom 15.06.2004 
(GVOBl. 2004 Schl.-H. S. 165), Art. 1 des Gesetzes vom 01.02.2005 
(GVOBl. 2005 Schl.-H. S. 57) und Art. 1 des Gesetzes vom 01.02.2005 
(GVOBl. 2005 Schl.-H. S. 66), in der jeweils geltenden Fassung wird 
nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 05.12.2006 
folgende Satzung erlassen: 
 

  
Satzung über die Wasserversorgung der Gemeinde Büchen vom 

30.11.2021 (Wasserversorgungssatzung) 
 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 S. 1, 17 Abs. 1, Abs. 2, 134 Abs. 5 bis 7 der 
Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der aktuell geltenden 
Fassung, sowie, soweit die Wasserversorgung im Gebiet der Gemeinde 
Witzeeze betroffen ist, zusätzlich aufgrund der §§ 18, 19 Abs. 1 des Ge-
setzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in der aktuell geltenden 
Fassung und der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Ge-
meinde Büchen und der Gemeinde Witzeeze vom 17.12.2001, 
erlässt die Gemeinde Büchen nach Beschlussfassung der Gemeindever-
tretung vom 30.11.2021 folgende Satzung: 
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§ 7 Befreiung vom Benutzungszwang 
 
II. Abschnitt: Art und Umfang der Versorgung 
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§ 9 Umfang der Versorgung, Unterrichtung bei 
Versorgungsunterbrechungen 
§ 10 Verwendung des Wassers, sparsamer Umgang 
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VI. Abschnitt: Schlussvorschriften 
 
§ 28 Maßnahmen an der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
§ 29 Anzeigepflichten 
§ 30 Altanlagen und Rückbau 
§ 31 Ordnungswidrigkeiten 
§ 32 Haftung bei Versorgungsstörungen 
§ 33 Haftung von Wasserabnehmern und Anschlussnehmern 
§ 34 Anordnungen im Einzelfall, Zwangsmittel 
§ 35 Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für 
Feuerlöschzwecke 
§ 36 Datenschutz 
§ 37 Vorhaben des Bundes und des Landes 
§ 38 Übergangsregelungen 
§ 39 In-Kraft-Treten 
 

 
VI. Abschnitt: Schlussvorschriften 
 
§ 28 Maßnahmen an der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
§ 29 Anzeigepflichten 
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§ 37 Vorhaben des Bundes und des Landes 
§ 38 Befreiungen 
§ 39 Übergangsregelungen 
§ 40 Inkrafttreten 
 

 
I. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung 
 
(1) Die Gemeinde betreibt die Wasserversorgung als eine öffentliche 
Einrichtung zur Versorgung der Grundstücke im eigenen Gemeindege-
biet und aufgrund der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 
15./17.12.2001 im Gemeindegebiet Witzeeze mit Trink- und Gebrauchs-
wasser. Sie bestimmt unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit Art, Lage und Umfang dieser Anlage sowie den Zeitpunkt 
ihrer Herstellung, ihrer Schaffung, ihres Aus- und Umbaus, ihrer Erneue-
rung und Erweiterung sowie ihrer Beseitigung. 
 
(2) Zur öffentlichen Einrichtung der Wasserversorgung gehören ohne 
Rücksicht auf ihre technische Selbstständigkeit insbesondere die Was-
serversorgungsanlagen (Versorgungsleitungen, Verbindungsleitungen, 

  
I. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung 
 
(1) Die Gemeinde Büchen – nachstehend „Gemeinde“ genannt – betreibt 
die zentrale Wasserversorgung als eine öffentliche Einrichtung zur Ver-
sorgung der Grundstücke im eigenen Gemeindegebiet und aufgrund der 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 15./17.12.2001 im Gemeindege-
biet Witzeeze mit Trink- und Gebrauchswasser. Sie bestimmt unter Be-
rücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit Art, Lage und Um-
fang dieser Anlage sowie den Zeitpunkt Ihrer Herstellung, ihrer Schaf-
fung, ihres Aus- und Umbaus, ihrer Erneuerung und Erweiterung sowie 
ihrer Stilllegung oder Beseitigung. 
 
(2) Eine rechtlich selbständige öffentliche Einrichtung wird zur zentralen 
Wasserversorgung gebildet. Zur öffentlichen Einrichtung der Wasserver-
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Transportleitungen, Pumpwerke, (Hoch-) Behälter, Druckerhöhungsanla-
gen, Wassergewinnungs- und -aufbereitungsanlagen; zu den Wasser-
versorgungsanlagen gehören auch Einrichtungen Dritter, deren sich die 
Gemeinde bedient oder zu deren Herstellung, Schaffung, Erweiterung, 
Erneuerung oder Unterhaltung sie beiträgt; die Hausanschlussleitungen 
(Leitungen von der Sammelleitung - beginnend an der Abzweigstelle bis 
zur Hauptabsperrvorrichtung hinter dem Wasserzähler)), sowie Weide-
anschlüsse für Viehtränken. 
 
(3) Die Hausanschlüsse sind Bestandteil der öffentlichen Einrichtung. 
 
(4) Die Gemeinde kann die Wasserversorgung ganz oder teilweise durch 
Dritte vornehmen lassen. 
 

sorgung gehören ohne Rücksicht auf ihre technische Selbstständigkeit 
insbesondere die Wasserversorgungsanlagen (Versorgungsleitungen, 
Verbindungsleitungen, Transportleitungen, Pumpwerke, (Reinwasser-) 
Behälter, Druckerhöhungsanlagen, Wassergewinnungs- und -aufberei-
tungsanlagen; zu den Wasserversorgungsanlagen gehören auch Anla-
gen Dritter, deren sich die Gemeinde bedient oder zu deren Herstellung, 
Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beiträgt; zu 
den Wasserversorgungsanlagen, die Teil der öffentlichen Einrichtung 
sind, gehören ferner die Hausanschlüsse (Leitungen von der Abzweig-
stelle des Versorgungsnetzes bis unmittelbar hinter die Hauptabsperrvor-
richtung), sowie Weideanschlüsse für Viehtränken. 
Die im Eigentum der Gemeinde befindliche Versorgungsleitung vom 
Grundstück in der Gemarkung Witzeeze, Flur 6, Flurstück 358/87 über 
den Elbe-Lübeck-Kanal, weiterhin verlaufend über die Flurstücke 147/2 
und 73/10, Flur 6, Gemarkung Witzeeze sowie die Flurstücke 199/153, 
252 und 299/74, Flur 6, Gemarkung Witzeeze, bis zu den Grundstücken 
in der Gemarkung Witzeeze, Flur 6, Flurstücke 73/1 und 147/2, und Flur 
8, Flurstück 30/6, ist nicht Teil der öffentlichen Einrichtung der Wasser-
versorgung. 
 
(3) Die Hausanschlüsse sind Bestandteil der öffentlichen Einrichtung. 
 
(4) Die Gemeinde kann die Wasserversorgung ganz oder teilweise durch 
Dritte vornehmen lassen. 
 

 
§ 2 Begriffsbestimmungen - Verpflichtungen 
 
1. Grundstücke 
 
Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind Grundstücke gemäß Grund-
buchrecht. Darüber hinaus gelten als ein Grundstück alle Grundstücke 
des gleichen Grundstückseigentümers, die auf Grund ihrer gemeinsa-
men Nutzung eine wirtschaftliche Einheit bilden. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere zum dauernden Aufenthalt von Menschen be-

  
§ 2 Begriffsbestimmungen – Verpflichtungen 
 
1. Grundstücke 
 
Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind Grundstücke gemäß Grund-
buchrecht. Darüber hinaus gelten als ein Grundstück alle Grundstücke 
des gleichen Grundstückseigentümers, die auf Grund ihrer gemeinsamen 
Nutzung eine wirtschaftliche Einheit bilden. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere zum dauernden Aufenthalt von Menschen be-
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stimmte Gebäude, so können für jedes dieser Gebäude die für Grundstü-
cke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung angewendet werden; die 
Entscheidung hierüber trifft die Gemeinde. 
 
2. Grundstückseigentümer 
 
Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer 
eingetragen ist. Ihm gleichgestellt sind Erbbauberechtigte oder sonstige 
dinglich zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte. Von mehreren dingli-
chen Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Ge-
samtschuldner. Tritt an die Stelle eines Grundstückseigentümers eine 
Gemeinschaft von Wohnungseigentümern (Wohnungseigentumsgesetz 
vom 15. März 1951 - BGBl. I S. 175 in der jeweils geltenden Fassung), 
so haftet jeder Wohnungseigentümer als Gesamtschuldner. Wohnungs-
eigentümer, denen Wohnungserbbauberechtigte gleichstehen, sind ver-
pflichtet, einen Verwalter oder eine andere Person zu bevollmächtigen, 
alle Rechtsgeschäfte, die sich im Zusammenhang mit der Wasserversor-
gung ergeben, für und gegen die Wohnungseigentümer mit der Ge-
meinde abzuschließen, insbesondere persönliche Änderungen, die die 
Haftung der Wohnungseigentümer berühren, der Gemeinde unverzüglich 
mitzuteilen. Wird ein Verwalter oder ein Bevollmächtigter nicht benannt, 
so wirken die an einen Wohnungseigentümer abgegebenen Erklärungen 
der Gemeinde auch für die übrigen Eigentümer. Dies gilt entsprechend, 
wenn das Eigentum an dem Grundstück mehreren Personen gemein-
schaftlich zusteht (Gesamthandeigentum, Miteigentum nach Bruchteilen) 
oder wenn ausnahmsweise mehrere Grundstücke, die verschiedenen Ei-
gentümern gehören, über eine Anschlussleitung versorgt werden oder 
versorgt werden sollen. - Jeder Eigentumswechsel an einem Grundstück 
ist binnen zwei Wochen der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Unterlas-
sen der bisherige oder der neue Eigentümer die Anzeige, so sind beide 
Gesamtschuldner, bis die Gemeinde Kenntnis von dem Eigentumswech-
sel erhält. Dieses gilt entsprechend für die übrigen Berechtigten und Ver-
pflichteten. 
 
 

stimmte Gebäude, so können für jedes dieser Gebäude die für Grundstü-
cke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung angewendet werden; die 
Entscheidung hierüber trifft die Gemeinde. 
 
2. Grundstückseigentümer 
 
Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer 
eingetragen ist. Ihm gleichgestellt sind Erbbauberechtigte oder sonstige 
dinglich zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte. Von mehreren ding-
lich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Ge-
samtschuldner. Tritt an die Stelle eines Grundstückseigentümers eine 
Gemeinschaft von Wohnungs- und/oder Teileigentümern (Wohnungsei-
gentumsgesetz vom 15. März 1951 - BGBl. I S. 175 in der jeweils gelten-
den Fassung), so haftet jeder Wohnungs- und/oder Teileigentümer als 
Gesamtschuldner. Wohnungs- und/oder Teileigentümern, denen Woh-
nungserbbauberechtigte gleichstehen, sind verpflichtet, einen Verwalter 
oder eine andere Person zu bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte, die 
sich im Zusammenhang mit der Wasserversorgung ergeben, für und ge-
gen die Wohnungs- und/oder Teileigentümer mit der Gemeinde abzu-
schließen, insbesondere persönliche Änderungen, die die Haftung der 
Wohnungs- und/oder Teileigentümer berühren, sind der Gemeinde un-
verzüglich mitzuteilen. Wird ein Verwalter oder ein Bevollmächtigter nicht 
benannt, so wirken die an einen Wohnungs- und/oder Teileigentümer ab-
gegebenen Erklärungen der Gemeinde auch für die übrigen Eigentümer 
(rechtswirksam). Dies gilt entsprechend, wenn das Eigentum an dem 
Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich zusteht (Gesamthand-
eigentum, Miteigentum nach Bruchteilen) oder wenn ausnahmsweise 
mehrere Grundstücke, die verschiedenen Eigentümern gehören, über 
eine Anschlussleitung versorgt werden oder versorgt werden sollen. - Je-
der Eigentumswechsel an einem Grundstück ist binnen zwei Wochen der 
Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Unterlassen der bisherige oder der 
neue Eigentümer die Anzeige, so sind beide Gesamtschuldner, bis die 
Gemeinde Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. Dieses gilt ent-
sprechend für die übrigen Berechtigten und Verpflichteten. 
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3. Anschlussnehmer 
 
Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, der Erbbauberech-
tigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte und sonstige 
zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte gleichstehen.  
 
4. Wasserabnehmer 
 
Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, alle sonstigen zur 
Entnahme von Wasser auf dem Grundstück Berechtigten sowie jeder, 
der der öffentlichen Wasserversorgung tatsächlich Wasser entnimmt. 
Dazu gehören auch die Eigentümer von Gebäuden auf fremden Grund 
und Boden bei Ferienhäusern, Wohnlauben etc. und Gewerbetreibende 
als Unternehmer von Zelt-, Camping- und Wohnmobilplätzen auf frem-
den Grund und Boden. 
 
5. Versorgungs- und Transportleitungen  
sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von denen die 
Grundstücks- bzw. Hausanschlüsse abzweigen.  
 
6. Hausanschlüsse  
sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungsleitung 
bis zur Übergabestelle. Sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung und 
enden mit der Hauptabsperrvorrichtung hinter dem Wasserzähler. 
 
7. Grundstücksanschlüsse  
sind die Teile der Hausanschlüsse, die in den öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen verlaufen. 
 
8. Anschlussvorrichtung  
ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungsleitung, 
umfassend Anbohrschelle oder Abzweig samt den dazugehörigen tech-
nischen Einrichtungen. 
 
 

3. Anschlussnehmer 
 
Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, der Erbbauberech-
tigte, Wohnungs- und Teileigentümer, Wohnungserbbauberechtigte und 
sonstige, die zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigten 
gleichstehen.  
 
4. Wasserabnehmer 
 
Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, alle sonstigen zur 
Entnahme von Wasser auf dem Grundstück Berechtigten sowie jeder, 
der der öffentlichen Wasserversorgung tatsächlich Wasser entnimmt. 
Dazu gehören auch die Eigentümer von Gebäuden auf fremden Grund 
und Boden bei Ferienhäusern, Wohnlauben etc. und Gewerbetreibende 
als Unternehmer von Zelt-, Camping- und Wohnmobilplätzen auf fremden 
Grund und Boden. 
 
5. Versorgungs- und Transportleitungen 
 
sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von denen die 
Grundstücks- bzw. Hausanschlüsse abzweigen.  
 
6. Hausanschlüsse  
 
sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungsleitung 
bis zur Übergabestelle. Sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung und 
enden hinter der Hauptabsperrvorrichtung. 
 
7. Grundstücksanschlüsse 
 
sind die Teile der Hausanschlüsse, die in den öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen verlaufen. 
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9. Hauptabsperrvorrichtung  
ist die erste Absperrarmatur der Wasserzähleranlage auf dem Grund-
stück, mit der die gesamte nachfolgende Wasserverbrauchsanlage ein-
schließlich Wasserzähler abgesperrt werden kann. 
 
10. Übergabestelle  
ist das Ende des Hausanschlusses. 
 
11. Anlagen des Grundstückseigentümers (= Verbrauchsleitungen)  
sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstücken oder in Gebäuden 
hinter der Übergabestelle. 
 

8. Anschlussvorrichtung 
 
ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungsleitung, 
umfassend Anbohrschelle oder Abzweig samt den dazugehörigen techni-
schen Einrichtungen. 
 
9. Hauptabsperrvorrichtung 
 
ist die erste Absperrarmatur der Wasserzähleranlage auf dem Grund-
stück, mit der die gesamte nachfolgende Wasserverbrauchsanlage ein-
schließlich Wasserzähler abgesperrt werden kann. 
 
10. Übergabestelle 
 
ist das Ende des Hausanschlusses. 
 
11. Kundenanlage: Anlagen des Grundstückseigentümers (= Ver-
brauchsleitungen) sind die Gesamtheit der Anlagenteile auf Grundstü-
cken oder in Gebäuden hinter der Übergabestelle. 
 

 
§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Einrichtung liegenden Grund-
stücks ist berechtigt, den Anschluss seines Grundstücks an die Wasser-
versorgungsanlage und die Belieferung mit Trinkwasser nach Maßgabe 
dieser Satzung zu verlangen. 
 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche 
Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. 
Die Grundstückseigentümer können nicht verlangen, dass eine neue 
Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung 
geändert wird. Welche Grundstücke durch die Versorgungsleitung er-
schlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 
 

  
§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Einrichtung liegenden Grund-
stücks ist berechtigt, den Anschluss seines Grundstücks an die Wasser-
versorgungsanlage und die Belieferung mit Trinkwasser nach Maßgabe 
dieser Satzung zu verlangen. 
 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche 
Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden o-
der für die ein Recht zur Durchleitung durch ein anderes erschlossenes 
Grundstück besteht. Die Grundstückseigentümer können nicht verlangen, 
dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende 
Versorgungsleitung geändert wird. Welche Grundstücke durch die Ver-
sorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 
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(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungs-
leitung kann versagt werden, wenn die Wasserversorgung wegen der 
Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder betriebli-
chen Gründen der Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder 
besondere Maßnahmen erfordert. 
 
(4) Die Gemeinde kann im Falle der Absätze 2 und 3 den Anschluss und 
die Benutzung gestatten, sofern der Grundstückseigentümer sich ver-
pflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängenden Mehrkosten 
zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leisten. 
 
(5) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt, so 
kann die Gemeinde durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsver-
hältnis begründen. Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestim-
mungen dieser Satzung entsprechend. Soweit es sachgerecht ist, kann 
die Sondervereinbarung auch abweichende Regelungen treffen. 
 

 
(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungs-
leitung kann versagt werden, wenn die Wasserversorgung wegen der 
Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder betriebli-
chen Gründen der Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder 
besondere Maßnahmen erfordert. 
 
(4) Die Gemeinde kann im Falle der Absätze 2 und 3 den Anschluss und 
die Benutzung gestatten, sofern der Grundstückseigentümer sich ver-
pflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängenden Mehrkosten 
zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leisten. 
 
(5) Die Entnahme von Wasser in außergewöhnlicher Menge kann ver-
sagt oder von der Erfüllung besonderer Bedingungen abhängig gemacht 
werden, soweit die Gemeinde durch Umstände, deren vollständige oder 
teilweise Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, an 
der Versorgung gehindert ist. 
 
(6) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt, so 
kann die Gemeinde durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsver-
hältnis begründen. Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestim-
mungen dieser Satzung entsprechend. Soweit es sachgerecht ist, kann 
die Sondervereinbarung auch abweichende Regelungen treffen. 
 
 

 
§ 4 Anschlusszwang 
 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser verbraucht 
wird, sind verpflichtet, diese Grundstücke an die öffentliche Wasserver-
sorgungsanlage anzuschließen, wenn sie an eine Straße (Weg, Platz) 
mit einer betriebsfertigen Versorgungsanlage grenzen oder ihren unmit-
telbaren Zugang zu einer solchen Straße (Weg, Platz) durch einen Pri-
vatweg haben (Anschlusszwang). Befinden sich auf einem Grundstück 
mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von Menschen, so ist je-

  
§ 4 Anschlusszwang 
 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser verbraucht 
wird, sind vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung und an-
derweitiger Rechtsvorschriften verpflichtet, diese Grundstücke an die öf-
fentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie an eine 
Straße (Weg, Platz) mit einer betriebsfertigen Versorgungsanlage gren-
zen oder ihren unmittelbaren Zugang zu einer solchen Straße (Weg, 
Platz) durch einen Privatweg haben (Anschlusszwang). Befinden sich auf 



9 
 

des Gebäude anzuschließen. Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn 
der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. Die Gemeinde 
gibt bekannt, welche Straßen (Weg, Platz) mit einer betriebsfertigen 
Wasserversorgungsanlage versehen sind. Mit der öffentlichen Bekannt-
machung wird der Anschlusszwang wirksam. 
 
(2) Die Herstellung des Anschlusses muss innerhalb von einem Monat, 
nachdem die Grundstückseigentümer schriftlich oder durch öffentliche 
Bekanntmachung zum Anschluss an die Einrichtung der öffentlichen 
Wasserversorgung aufgefordert worden sind, beantragt werden. Bei 
Neu-, Um- und Ausbauten muss der Anschluss vor der Gebrauchsab-
nahme des Baues ausgeführt worden sein. Der Grundstückseigentümer 
hat für die rechtzeitige Antragstellung zu sorgen. 
 

einem Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von 
Menschen, so ist jedes Gebäude anzuschließen. Ein Anschlusszwang 
besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich 
ist. Die Gemeinde gibt bekannt, welche Straßen (Weg, Platz) mit einer 
betriebsfertigen Wasserversorgungsanlage versehen sind. Mit der öffent-
lichen Bekanntmachung oder durch entsprechende Mitteilung an den/die 
Grundstückseigentümer wird der Anschlusszwang wirksam. 
 
(2) Die Herstellung des Anschlusses muss innerhalb von einem Monat, 
nachdem der/die Grundstückseigentümer schriftlich oder durch öffentli-
che Bekanntmachung zum Anschluss an die Einrichtung der öffentlichen 
Wasserversorgung aufgefordert worden sind, beantragt werden. Bei 
Neu-, Um- und Ausbauten muss der Anschluss vor der Gebrauchsab-
nahme des Baues ausgeführt worden sein. Der Grundstückseigentümer 
hat für die rechtzeitige Antragstellung zu sorgen. 
 

 
§ 5 Befreiung vom Anschlusszwang 
 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstückseigentü-
mer auf Antrag befreit, wenn der Anschluss ihm aus besonderen Grün-
den auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls 
(öffentlichen Wohls) nicht zugemutet werden kann. Der Antrag auf Be-
freiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzu-
reichen. 
 
(2) Eine Befreiung wird von der Gemeinde nur unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs erteilt. Sie kann auch befristet, unter Bedingun-
gen oder Auflagen erteilt werden. 
 
(3) Von der Verpflichtung zum Anschluss sind landwirtschaftliche Be-
triebe, mit Ausnahme der zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen be-
stimmten Wohneinheiten, befreit. Diese Befreiung kann jedoch mit Ände-
rung der Nutzung der Betriebsgebäude aufgehoben werden. Die Ände-
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rung der Nutzung der Betriebsgebäude ist der Gemeinde mindestens ei-
nen Monat vor Beginn der Maßnahme mitzuteilen. 
 

rung der Nutzung der Betriebsgebäude ist der Gemeinde mindestens ei-
nen Monat vor Beginn der Maßnahme mitzuteilen. 
 

 
§ 6 Benutzungszwang 
 
(1) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des 
Benutzungsrechts (§ 3) ausschließlich aus dieser Anlage zu decken (Be-
nutzungszwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle 
Benutzer der Grundstücke.  
 
(2) Ausgenommen von Abs. 1 ist die Nutzung von Niederschlagswasser 
sowie Wasser aus Brunnen, sofern es ausschließlich zum Zwecke der 
Gartenbewässerung, bei Erwerbsgärtnereien zur Bewässerung sowie für 
forst- oder landwirtschaftlichen Zwecke genutzt wird. Es dürfen keine 
Verbindungen zu den Trinkwasserversorgungsanlagen bestehen. Wer-
den erlaubnisfreie Brunnen für vorstehende Zwecke genutzt, so ist die-
ses der Gemeinde und der Wasserbehörde anzuzeigen.  
 

  
§ 6 Benutzungszwang 
 
(1) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des 
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ses der Gemeinde und der Wasserbehörde anzuzeigen.  
 

 
§ 7 Befreiung vom Benutzungszwang 
 
(1) Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Grundstückseigentü-
mer auf Antrag befreit, wenn die Benutzung ihm aus besonderen Grün-
den, auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls 
(öffentlichen Wohls), nicht zugemutet werden kann. In diesem Rahmen 
ist auch eine Teilbefreiung auf einen gewünschten Verbrauchszweck o-
der einen Teilbedarf möglich. Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefrei-
ung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzu-
reichen. 
 
(2) Eine Befreiung vom Benutzungszwang wird nur unter Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs erteilt. Sie kann auch befristet, unter Bedingun-
gen oder Auflagen erteilt werden. 
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(3) Von der Verpflichtung zur Benutzung sind landwirtschaftliche Be-
triebe, mit Ausnahme der der zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen 
bestimmten Wohneinheiten, befreit. 
 
(4) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde nach einer Befreiung 
vom Benutzungszwang vor Errichtung einer Eigengewinnungsanlage 
Mitteilung zu machen. Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustel-
len, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in 
die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung möglich sind. 
 

 
(3) Von der Verpflichtung zur Benutzung sind landwirtschaftliche Be-
triebe, mit Ausnahme der zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen be-
stimmten Wohneinheiten, befreit. 
 
(4) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde nach einer Befreiung 
vom Benutzungszwang vor Errichtung einer Eigengewinnungsanlage Mit-
teilung zu machen. Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in die öf-
fentliche Wasserversorgungseinrichtung möglich sind. 
 

 
II. Abschnitt: Art und Umfang der Versorgung 
 
§ 8 Art der Versorgung 
 
(1) Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den 
anerkannten Regeln der Technik für die vereinbarte Bedarfsart (Trink- o-
der Betriebswasser) entsprechen. Die Gemeinde ist verpflichtet, das 
Wasser unter dem Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung 
des üblichen Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet erforder-
lich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers 
im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der 
anerkannten Regeln der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fäl-
len aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend notwendig 
ist, dabei sind die Belange des Wasserabnehmers möglichst zu berück-
sichtigen. 
 
(2) Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit und 
Druck des Wassers, die über die vorgenannten Verpflichtungen hinaus-
gehen, so obliegt es ihm selbst, die erforderlichen Vorkehrungen zu tref-
fen. 
 
(3) Wenn mehrere Versorgungsleitungen vorhanden sind, bleibt es der 
Gemeinde überlassen, an welche Leitung das Grundstück angeschlos-
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sen wird. Es soll dabei nach Möglichkeit auf die Belange des Wasserab-
nehmers Rücksicht genommen werden. 
 

sen wird. Es soll dabei nach Möglichkeit auf die Belange des Wasserab-
nehmers Rücksicht genommen werden. 
 

 
§ 9 Umfang der Versorgung, Unterrichtung bei Versorgungsunter-
brechungen 
 
(1) Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser jederzeit am Ende der An-
schlussleitung zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht 
 
1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffentlichen 
Wasserversorgung erforderlich sind oder sonst nach dieser Satzung vor-
behalten sind, 
2. soweit und solange die Gemeinde an der Versorgung durch höhere 
Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich 
nicht zugemutet werden kann, gehindert ist. 
 
(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vor-
nahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Die Gemeinde hat 
jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich zu beheben. 
 
(3) Die Gemeinde hat die Anschlussnehmer bei einer nicht nur für kurze 
Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in ge-
eigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, 
wenn die Unterrichtung 
 
1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die Gemeinde 
dies nicht zu vertreten hat oder 
2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern 
würde. 
 
(4) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist der Gemeinde un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen. Unterlassen der bisherige Eigentümer 
oder der neue Eigentümer die Anzeige, so sind beide Gesamtschuldner, 
bis die Gemeinde Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. 
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die Gemeinde Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. 
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(5) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im Sinne des 
Absatzes 4 oder vor Erteilung einer Befreiung eingestellt, so haftet der 
Grundstückseigentümer der Gemeinde für die Erfüllung sämtlicher sich 
aus dieser Satzung ergebenden Verpflichtungen. 
 

 
(5) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im Sinne des 
Absatzes 4 oder vor Erteilung einer Befreiung eingestellt, so haftet der 
Grundstückseigentümer der Gemeinde für die Erfüllung sämtlicher sich 
aus dieser Satzung ergebenden Verpflichtungen. 
 

 
§ 10 Verwendung des Wassers, sparsamer Umgang 
 
(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Anschlussnehmers, 
seiner Mieter und ähnlich berechtigter Personen zur Verfügung gestellt. 
Die Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Einwilligung 
der Gemeinde zulässig. Diese wird erteilt, wenn dem Interesse an der 
Weiterleitung nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe 
entgegenstehen. 
 
(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in 
dieser Satzung oder aufgrund sonstiger gesetzlicher oder behördlicher 
Vorschriften Beschränkungen vorgesehen sind. Die Gemeinde kann die 
Verwendung für bestimmte Zwecke beschränken, soweit dies zur Sicher-
stellung der allgemeinen Wasserversorgung erforderlich ist. 
 
(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei der 
Gemeinde vor Beginn der Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes 
gilt für Anschlüsse zu sonstigen vorübergehenden Zwecken. 
 
(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, 
sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken entnommen werden, 
sind hierfür Hydrantenstandrohre der Gemeinde mit Wasserzählern zu 
benutzen. 
 
(5) Sollen auf einem Grundstück besondere Feuerlöschanschlüsse ein-
gerichtet werden, sind über ihre Anlegung, Unterhaltung und Prüfung be-
sondere Vereinbarungen mit der Gemeinde zu treffen. 
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Verwendung für bestimmte Zwecke beschränken, soweit dies zur Sicher-
stellung der allgemeinen Wasserversorgung erforderlich ist. 
 
(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei der 
Gemeinde vor Beginn der Bauarbeiten zu beantragen. Der Antragsteller 
hat der Gemeinde alle für die Herstellung und Entfernung des Bauwas-
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für Anschlüsse zu sonstigen vorübergehenden Zwecken. 
 
(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, son-
dern zu anderen vorübergehenden Zwecken entnommen werden, sind 
hierfür Hydrantenstandrohre der Gemeinde mit Wasserzählern zu benut-
zen. Die Gemeinde kann für die Nutzung der Standrohre eine angemes-
sene Sicherheit und Miete verlangen. 
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(6) Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung ist sparsam um-
zugehen. Die Wasserabnehmer sind aufgefordert, wassersparende Ver-
fahren anzuwenden, soweit dies insbesondere wegen der benötigten 
Wassermenge mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt zumutbar und aus 
hygienischen Gründen vertretbar ist. 
 
(7) Das Wasser darf nicht unter Umgehung oder vor Anbringung des 
Wasserzählers oder in einer anderen Weise entgegen der Vorschriften 
dieser Satzung entnommen werden. 
 

(5) Sollen auf einem Grundstück besondere Feuerlöschanschlüsse ein-
gerichtet werden, sind über ihre Anlegung, Unterhaltung und Prüfung be-
sondere Vereinbarungen mit der Gemeinde zu treffen. 
 
(6) Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung ist sparsam um-
zugehen. Die Wasserabnehmer sind aufgefordert, wassersparende Ver-
fahren anzuwenden, soweit dies insbesondere wegen der benötigten 
Wassermenge mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt zumutbar und aus 
hygienischen Gründen vertretbar ist. 
 
(7) Das Wasser darf nicht unter Umgehung oder vor Anbringung des 
Wasserzählers oder in einer anderen Weise entgegen der Vorschriften 
dieser Satzung entnommen werden. 
 

 
§ 11 Unterbrechung des Wasserbezugs 
 
(1) Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug länger als drei Monate 
einstellen, so hat er dies der Gemeinde mindestens zwei Wochen vor 
der Einstellung schriftlich mitzuteilen. Wird der Wasserverbrauch ohne 
rechtzeitige schriftliche Mitteilung eingestellt, so haftet der Anschluss-
nehmer der Gemeinde für die Erfüllung sämtlicher sich aus der Satzung 
ergebenden Verpflichtungen. 
(2) Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige Absperrung seines An-
schlusses verlangen, ohne damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen. 
 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Was-
serbezug einstellen, so hat er bei der Gemeinde die Befreiung nach den 
Bestimmungen dieser Satzung zu beantragen. 
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Bestimmungen dieser Satzung zu beantragen. 
 



15 
 

 
§ 12 Einstellung der Versorgung 
 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, 
wenn der Wasserabnehmer den Bestimmungen dieser Satzung zuwider-
handelt und die Einstellung erforderlich ist, um 
 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anla-
gen abzuwehren, 
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor 
Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern oder 
3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Wasserabnehmer, stö-
rende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 
 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichtzahlung ei-
ner fälligen Abgabenschuld trotz Mahnung, ist die Gemeinde berechtigt, 
die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt 
nicht, wenn der Wasserabnehmer darlegt, dass die Folgen der Einstel-
lung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hin-
reichende Aussicht besteht, dass der Wasserabnehmer seinen Verpflich-
tungen nachkommt. Die Gemeinde kann mit der Mahnung zugleich die 
Einstellung der Versorgung androhen. 
 
(3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, 
sobald die Gründe für ihre Einstellung entfallen sind und der Wasserab-
nehmer die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung 
ersetzt hat.  
 
(4) Abgesperrte Anlagen dürfen nur durch die Gemeinde wieder einge-
schaltet werden. Die Kosten der Wiedereinschaltung sind von den Was-
serabnehmern zu tragen. 
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reichende Aussicht besteht, dass der Wasserabnehmer seinen Verpflich-
tungen nachkommt. Die Gemeinde kann mit der Mahnung zugleich die 
Einstellung der Versorgung androhen. 
 
(3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, 
sobald die Gründe für ihre Einstellung entfallen sind und der Wasserab-
nehmer die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung 
ersetzt hat.  
 
(4) Abgesperrte Anlagen dürfen nur durch die Gemeinde wieder einge-
schaltet werden. Die Kosten der Wiedereinschaltung sind von den Was-
serabnehmern zu tragen. 
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III. Abschnitt: Grundstücksbenutzung 
 
§ 13 Zutrittsrecht 
 
(1) Die Wasserabnehmer haben den mit einem Ausweis versehenen Be-
auftragten der Gemeinde den Zutritt zum Grundstück und zu ihren Räu-
men zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der technischen Einrich-
tungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser 
Satzung oder zur Ermittlung von Bemessungsgrundlagen für Entgelte er-
forderlich ist. 
 
(2) Die Beauftragten der Gemeinde dürfen Wohnungen nur mit Einwilli-
gung des Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume ohne Einwilligung 
nur in den Zeiten betreten, in denen sie normalerweise für die jeweilige 
geschäftliche oder betriebliche Nutzung offen stehen. Dies gilt nicht bei 
Gefahr im Verzug. 
 
(3) Wasserabnehmer sind verpflichtet, die Ermittlungen und Überprüfun-
gen nach Absatz 1 zu dulden und dabei Hilfe zu leisten.  
 

 III. Abschnitt: Grundstücksbenutzung 
 
§ 13 Zutrittsrecht 
 
(1) Die Wasserabnehmer haben den mit einem Ausweis versehenen Be-
diensteten oder Beauftragten der Gemeinde den Zutritt zum Grundstück 
und zu ihren Räumen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der tech-
nischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten 
nach dieser Satzung oder zur Ermittlung von Bemessungsgrundlagen für 
Entgelte erforderlich ist. 
Dies gilt nur, soweit das Betreten zur Verhütung dringender Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit erfolgt. 
 
(2) Die Beauftragten oder Bediensteten der Gemeinde dürfen Wohnun-
gen nur mit Einwilligung des Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume 
ohne Einwilligung nur in den Zeiten betreten, in denen sie normalerweise 
für die jeweilige geschäftliche oder betriebliche Nutzung offen stehen. 
Dies gilt nicht bei Gefahr im Verzug. 
 
(3) Wasserabnehmer sind verpflichtet, die Ermittlungen und Überprüfun-
gen nach Absatz 1 zu dulden und dabei Hilfe zu leisten.  
 
 

 
§ 14 Grundstücksbenutzung 
 
(1) Die Anschlussnehmer haben für Zwecke der örtlichen Versorgung 
das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 
Zu- und Fortleitung über ihre im gleichen Versorgungsgebiet liegenden 
Grundstücke sowie erforderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzu-
lassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversor-
gung angeschlossen sind, die in wirtschaftlichem Zusammenhang mit 
angeschlossenen oder anschließbaren Grundstücken des gleichen 
Grundstückseigentümers genutzt werden oder für die die Möglichkeit der 
Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn 

  
§ 14 Grundstücksbenutzung 
 
(1) Die Anschlussnehmer haben für Zwecke der örtlichen Versorgung 
das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 
Zu- und Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen Versorgungsgebiet 
liegenden Grundstücke sowie erforderliche Schutzmaßnahmen unent-
geltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die 
Wasserversorgung angeschlossen sind, die in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit angeschlossenen oder anschließbaren Grundstücken des 
gleichen Grundstückseigentümers genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie ent-
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die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer mehr als not-
wendig oder in unzumutbarer Weise belasten würde. 
 
(2) Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer wird rechtzeitig über 
Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstückes 
benachrichtigt. 
 
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Anlagen verlangen, 
wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die 
Kosten der Verlegung trägt die Gemeinde; dies gilt nicht, soweit die An-
lagen ausschließlich der Wasserversorgung des Grundstücks dienen o-
der Entschädigungen gezahlt wurden und die Benutzungsrechte im 
Grundbuch eingetragen sind. In diesen Fällen hat der Anschlussnehmer 
die Kosten zu zahlen. 
 
(4) Wird die Wasserversorgung eingestellt, so hat der Grundstückseigen-
tümer die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlan-
gen der Gemeinde noch fünf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, 
dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für 
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt 
sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

fällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer mehr 
als notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten würde. 
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(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Anlagen verlangen, 
wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die 
Kosten der Verlegung trägt die Gemeinde; dies gilt nicht, soweit die Anla-
gen ausschließlich der Wasserversorgung des Grundstücks dienen oder 
Entschädigungen gezahlt wurden und die Benutzungsrechte im Grund-
buch oder Baulastenverzeichnis eingetragen sind. In diesen Fällen hat 
der Anschlussnehmer die Kosten zu zahlen. 
 
(4) Wird die Wasserversorgung eingestellt, so hat der Grundstückseigen-
tümer die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlan-
gen der Gemeinde noch fünf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, 
dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für 
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt 
sind. 
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IV. Abschnitt: Hausanschlüsse, Grundstücksanlagen, Messeinrich-
tungen 
 
§ 15 Anschlussantrag 
 
Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und jede 
Änderung des Hausanschlusses ist vom Anschlussnehmer unter Benut-
zung eines bei der Gemeinde erhältlichen Vordrucks für jedes Grund-
stück zu beantragen. Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterla-
gen beizufügen, soweit sich die erforderlichen Angaben nicht bereits aus 
dem Antrag selbst ergeben: 
 
1. ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplanten Anlage 
des Anschlussnehmers (Wasserverbrauchsanlage); 
2. der Name des Installationsunternehmens, durch das die Wasserver-
brauchsanlage eingerichtet oder geändert werden soll; 
3. eine nähere Beschreibung besonderer Einrichtungen (z. B. von Ge-
werbebetrieben usw.), für die auf dem Grundstück Wasser verwendet 
werden soll, sowie die Angabe des 
geschätzten Wasserbedarfs; 
4. Angaben über eine etwaige Eigengewinnungsanlage; 
5. im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungserklärung des Grundstücks-
eigentümers zur Übernahme der mit dem Bau und Betrieb zusammen-
hängenden Mehrkosten. 
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2. der Name des Installationsunternehmens, durch das die Wasserver-
brauchsanlage eingerichtet oder geändert werden soll; 
3. eine nähere Beschreibung besonderer Einrichtungen (z. B. von Ge-
werbebetrieben usw.), für die auf dem Grundstück Wasser verwendet 
werden soll, sowie die Angabe des geschätzten Wasserbedarfs; 
4. Angaben über eine etwaige Eigengewinnungsanlage; 
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§ 16 Haus- und Grundstücksanschlüsse  
 
(1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Verteilungsnet-
zes mit der Anlage des Anschlussnehmers. Er beginnt an der Abzweig-
stelle des Verteilungsnetzes und endet mit der Hauptabsperrvorrichtung 
hinter dem Wasserzähler. Hausanschlüsse werden ausschließlich von 

  
§ 16 Haus- und Grundstücksanschlüsse  
 
(1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung der Versorgungslei-
tung mit der Verbrauchsanlage des Anschlussnehmers. Er beginnt an der 
Abzweigstelle der Versorgungsleitung und endet hinter der Hauptab-
sperrvorrichtung Hausanschlüsse werden ausschließlich von der Ge-
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der Gemeinde hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt 
und beseitigt. 
 
(2) Hausanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen der Gemeinde und 
stehen vorbehaltlich abweichender Regelung in deren Eigentum. Soweit 
sie in öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verlaufen (Grundstücksan-
schlüsse), sind sie Teil der öffentlichen Wasserversorgungsanlage. 
 
(3) Art, Zahl, Nennweite, Führung und Lage der Hausanschlüsse sowie 
deren Änderung werden nach Anhörung des Anschlussnehmers und un-
ter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde bestimmt. 
Die Gemeinde stellt die für den erstmaligen Anschluss eines Grund-
stücks notwendigen Hausanschlüsse bereit. 
 
(4) Die Gemeinde kann auf Antrag des Anschlussnehmers weitere An-
schlüsse sowie vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. 
Als weitere Anschlüsse gelten auch Hausanschlüsse für Grundstücke, 
die nach Entstehen der Beitragspflicht neu gebildet werden. 
 
(5) Soweit die Gemeinde die Erstellung oder Veränderung des Hausan-
schlusses nicht selbst sondern durch Nachunternehmer durchführen 
lässt, sind Wünsche des Anschlussnehmers bei der Auswahl der Nach-
unternehmer zu berücksichtigen. Der Anschlussnehmer hat die bauli-
chen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des Hausanschlusses 
zu schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf den Hausanschluss vorneh-
men oder vornehmen lassen. Nach vorheriger Zustimmung durch die 
Gemeinde kann der Anschlussnehmer den Anschlussgraben auf eigene 
Kosten fachgerecht selbst herstellen oder herstellen lassen. Hausan-
schlüsse dürfen nicht überbaut werden, die Freilegung muss stets mög-
lich sein. Werden Verbesserungen, Erneuerungen oder sonstige Verän-
derungen infolge baulicher Arbeiten auf dem Grundstück oder infolge an-
derer Maßnahmen des Anschlussnehmers erforderlich, so hat er der Ge-
meinde die Kosten zu erstatten. Jede Beschädigung des Hausanschlus-
ses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige 
Störungen, sind der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. 

meinde hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und be-
seitigt, müssen zugänglich und vor Beschädigung geschützt sein. 
 
(2) Hausanschlüsse gehören zur Wasserversorgungsanlage der Ge-
meinde und stehen vorbehaltlich abweichender Regelung in deren Eigen-
tum. Soweit sie in öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verlaufen 
(Grundstücksanschlüsse), sind sie Teil der öffentlichen Wasserversor-
gungsanlage. 
 
(3) Art, Zahl, Nennweite, Führung und Lage der Hausanschlüsse sowie 
deren Änderung werden nach Anhörung des Anschlussnehmers und un-
ter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde bestimmt. 
Die Gemeinde stellt die für den erstmaligen Anschluss eines Grund-
stücks notwendigen Hausanschlüsse bereit. Wird ein gemeinsamer 
Hausanschluss für mehrere Grundstücke von der Gemeinde zugelassen, 
so müssen die für die Unterhaltung und Benutzung gemeinsamer Leitun-
gen erforderlichen Rechte an fremden Grundstücken im Grundbuch die-
ser Grundstücke eingetragen werden. 
 
(4) Die Gemeinde kann auf Antrag des Anschlussnehmers weitere An-
schlüsse sowie vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. 
Als weitere Anschlüsse gelten auch Hausanschlüsse für Grundstücke, 
die nach Entstehen der Beitragspflicht neu gebildet werden. 
 
(5) Soweit die Gemeinde die Erstellung oder Veränderung des Hausan-
schlusses nicht selbst sondern durch Nachunternehmer durchführen 
lässt, sind Wünsche des Anschlussnehmers bei der Auswahl der Nach-
unternehmer zu berücksichtigen. Der Anschlussnehmer hat die baulichen 
Voraussetzungen für die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu 
schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf den Hausanschluss vornehmen 
oder vornehmen lassen. Nach vorheriger Zustimmung durch die Ge-
meinde kann der Anschlussnehmer den Anschlussgraben auf eigene 
Kosten fachgerecht selbst herstellen oder herstellen lassen. Hausan-
schlüsse dürfen nicht überbaut werden, die Freilegung muss stets mög-
lich sein. Werden Verbesserungen, Erneuerungen oder sonstige Verän-
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 derungen infolge baulicher Arbeiten auf dem Grundstück oder infolge an-
derer Maßnahmen des Anschlussnehmers erforderlich, so hat er der Ge-
meinde die Kosten zu erstatten. Jede Beschädigung des Hausanschlus-
ses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige Stö-
rungen, sind der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. 
 
(6) Über Trinkwasserversorgungsanlagen, die gemäß § 1 dieser Satzung 
zur öffentlichen Einrichtung gehören, ist zur Sicherung des Bestandes, 
des Betriebes und der Instandhaltung ein Schutzstreifen frei zu halten. 
Die Schutzstreifenbreite ist abhängig vom Leitungsdurchmesser. Eine 
Überbauung mit betriebsfremden Bauwerken sowie eine Bepflanzung mit 
tief wurzelnden Gehölzen sind nicht zulässig. Ausnahmen hiervon kön-
nen, wenn gegenseitige Beeinträchtigungen ausgeschlossen sind, nach 
vorheriger schriftlicher Antragstellung durch die Gemeinde zugelassen 
werden. (DVGW Arbeitsblatt W 400-1) 
 

 
§ 17 Private Anschlussleitungen 
 
(1) Private Anschlussleitungen hat der Anschlussnehmer selbst zu unter-
halten, zu ändern und zu erneuern. Die insoweit anfallenden Kosten sind 
vom Anschlussnehmer zu tragen. 
 
(2) Entspricht eine solche Anschlussleitung nach Beschaffenheit und Art 
der Verlegung den Bestimmungen der DIN 1988 und etwaigen zusätzli-
chen Bestimmungen der Gemeinde, und verzichtet der Anschlussneh-
mer schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, so ist die Anschlusslei-
tung auf sein Verlangen von der Gemeinde zu übernehmen. Dies gilt 
nicht für Leitungen im Außenbereich. 
 
(3) Unterhaltungs-, Änderungs- und Erneuerungsarbeiten an privaten 
Grundstücksanschlüssen sind der Gemeinde vom Anschlussnehmer 
mindestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. 
 
 

  
§ 17 Private Anschlussleitungen 
 
(1) Private Anschlussleitungen hat der Anschlussnehmer selbst zu unter-
halten, zu ändern und zu erneuern. Die insoweit anfallenden Kosten sind 
vom Anschlussnehmer zu tragen. 
 
(2) Die Gemeinde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen über die 
Übernahme einer solchen Anschlussleitung, wenn der Anschlussnehmer 
dies beantragt, die Anschlussleitung nach Beschaffenheit und Art der 
Verlegung den Bestimmungen der DIN 1988 und etwaigen zusätzlichen 
Bestimmungen der Gemeinde entspricht und der Anschlussnehmer 
schriftlich auf seine Rechte an der Leitung verzichtet. Dies gilt nicht für 
Leitungen im Außenbereich. 
 
(3) Unterhaltungs-, Änderungs- und Erneuerungsarbeiten an privaten 
Grundstücksanschlüssen sind der Gemeinde vom Anschlussnehmer min-
destens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. 
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§ 18 Anlagen des Anschlussnehmers 
 
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Un-
terhaltung der Anlage hinter dem Hausanschluss ist der Anschlussneh-
mer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten 
überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich. 
 
(2) Die Anlage des Anschlussnehmers hinter dem Hausanschluss darf 
nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer ge-
setzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten 
Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten wer-
den. Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten sowie den 
Betrieb der Anlage zu überwachen. 
 
(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können 
plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage des An-
schlussnehmers gehören, unter Plombenverschluss genommen werden, 
um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche 
Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veran-
lassen. 
 
(4) Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet werden, die entspre-
chend den anerkannten Regeln der Technik beschaffen sind. Das Zei-
chen einer anerkannten Prüfstelle (z.B. DIN-DVGW, DVGW- oder GS-
Zeichen) bekundet, dass diese Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
(5) Teile des Hausanschlusses, die im Eigentum des Anschlussnehmers 
stehen und zu deren Unterhaltung er verpflichtet ist, sind Bestandteile 
der Anlage des Grundstückseigentümers. 
 
(6) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dass 
Störungen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen auf Ein-
richtungen der Gemeinde oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte 
des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 
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(2) Die Anlage des Anschlussnehmers hinter dem Hausanschluss darf 
nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer ge-
setzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten 
Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. 
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(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können 
plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage des An-
schlussnehmers gehören, unter Plombenverschluss genommen werden, 
um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche 
Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veran-
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(4) Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet werden, die entspre-
chend den anerkannten Regeln der Technik beschaffen sind. Das Zei-
chen einer anerkannten Prüfstelle (z.B. DIN-DVGW, DVGW- oder GS-
Zeichen) bekundet, dass diese Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
(5) Teile des Hausanschlusses, die im Eigentum des Anschlussnehmers 
stehen und zu deren Unterhaltung er verpflichtet ist, sind Bestandteile 
der Anlage des Grundstückseigentümers. 
 
(6) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dass Stö-
rungen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen auf Einrich-
tungen der Gemeinde oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. 
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§ 19 Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1) Die Gemeinde oder deren Beauftragte schließen die Anlage des An-
schlussnehmers an das Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb. 
 
(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Gemeinde über das In-
stallationsunternehmen schriftlich zu beantragen. 
 

  
§ 19 Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1) Die Gemeinde oder deren Beauftragte schließen die Anlage des An-
schlussnehmers an das Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb. 
 
(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Gemeinde über das In-
stallationsunternehmen schriftlich zu beantragen. 
 

 
§ 20 Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Anschlussnehmers vor 
und nach ihrer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Sie hat den Anschluss-
nehmer auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und 
kann deren Beseitigung verlangen. 
 
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder er-
hebliche Störungen erwarten lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den 
Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib und 
Leben ist sie hierzu verpflichtet. 
 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage so-
wie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz, übernimmt die Ge-
meinde keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, 
wenn sie bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr 
für Leib oder Leben darstellen. 
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meinde keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, 
wenn sie bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr 
für Leib oder Leben darstellen. 
 

 
§ 21 Technische Anschlussbedingungen 
 
Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den 
Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der An-
lage festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren und störungs-
freien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse des 

  
§ 21 Technische Anschlussbedingungen 
 
Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den 
Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der An-
lage festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren und störungs-
freien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse des 
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Verteilungsnetzes notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen den aner-
kannten Regeln der Technik nicht widersprechen. Der Anschluss be-
stimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der vorherigen Zustimmung 
der Gemeinde abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur ver-
weigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und störungsfreie Ver-
sorgung gefährden würde. 
 

Verteilungsnetzes notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen den aner-
kannten Regeln der Technik nicht widersprechen. Der Anschluss be-
stimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der vorherigen Zustimmung 
der Gemeinde abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur ver-
weigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und störungsfreie Ver-
sorgung gefährden würde. 
 

 
§ 22 Messung 
 
(1) Die Gemeinde stellt die verbrauchte Wassermenge durch Messein-
richtungen (gemeindeeigene Wasserzähler) fest, die den eichrechtlichen 
Vorschriften entsprechen. Bei öffentlichen Verbrauchseinrichtungen kann 
die gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder geschätzt werden, 
wenn die Kosten der Messung nicht im Verhältnis zur Höhe des Ver-
brauchs stehen. 
 
(2) Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass eine einwandfreie 
Messung der verbrauchten Wassermenge gewährleistet ist. Sie be-
stimmt Art, Zahl und Größe sowie Anbringungsort der Messeinrichtun-
gen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Überwachung, Unterhaltung 
und Entfernung der Messeinrichtung Aufgabe der Gemeinde. Sie hat den 
Anschlussnehmer anzuhören und dessen berechtigte Interessen zu wah-
ren. Sie ist verpflichtet, auf Verlangen des Anschlussnehmers die Mess-
einrichtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer ein-
wandfreien Messung möglich ist; der Anschlussnehmer ist verpflichtet, 
die Kosten zu tragen. 
 
(3) Der Anschlussnehmer haftet für das Abhandenkommen und die Be-
schädigung der Messeinrichtung, soweit ihn daran ein Verschulden trifft. 
Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtungen 
der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Einrichtun-
gen vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schüt-
zen. Die Entfernung oder Beschädigung der angelegten Plomben kann 
strafrechtlich verfolgt werden. 

  
§ 22 Messung 
 
(1) Die Gemeinde stellt die verbrauchte Wassermenge durch Messein-
richtungen (gemeindeeigene Wasserzähler) fest, die den gesetzlichen 
Vorschriften entsprechen müssen. Bei öffentlichen Verbrauchseinrichtun-
gen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder geschätzt 
werden, wenn die Kosten der Messung nicht im Verhältnis zur Höhe des 
Verbrauchs stehen. 
 
(2) Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass eine einwandfreie 
Messung der verbrauchten Wassermenge gewährleistet ist. Sie bestimmt 
Art, Zahl und Größe sowie Anbringungsort der Messeinrichtungen. 
Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Überwachung, Unterhaltung und 
Entfernung der Messeinrichtung Aufgabe der Gemeinde. Sie hat den An-
schlussnehmer anzuhören und dessen berechtigte Interessen zu wahren. 
Die Messeinrichtung bleibt im Eigentum der Gemeinde. Sie ist verpflich-
tet, auf Verlangen des Anschlussnehmers die Messeinrichtungen zu ver-
legen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung 
möglich ist; der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen. 
 
(3) Der Anschlussnehmer haftet für das Abhandenkommen und die Be-
schädigung der Messeinrichtung, soweit ihn daran ein Verschulden trifft. 
Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtungen 
der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Einrichtun-
gen vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schüt-
zen. Die Entfernung oder Beschädigung der angelegten Plomben kann 
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(4) Der Einbau von Zwischenzählern in die Verbrauchsleitung hinter der 
Hauptabsperrvorrichtung hinter dem Wasserzähler ist dem Wasserab-
nehmer gestattet. Alle die Zwischenzähler betreffenden Kosten gehen zu 
seinen Lasten. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis 
eines Zwischenzählers der Wassergebührenabrechnung zugrunde zu le-
gen. 
 

strafrechtlich verfolgt werden. Der Anschlussnehmer hat in diesem Fall 
die Kosten für die Messeinrichtung der Gemeinde zu erstatten. 
 
(4) Der Einbau von geeichten Zwischenzählern in die Verbrauchsleitung 
hinter der Hauptabsperrvorrichtung hinter dem Wasserzähler ist dem 
Wasserabnehmer gestattet. Der Zähler ist an einem frostsicheren und 
zugänglichen Ort innerhalb des Gebäudes in die Leitung einzubauen. 
Der Zwischenzähler ist nach DIN 1988 mit Rückflussverhinderer fest zu 
installieren, zu verplomben und durch die Gemeinde abnehmen zu las-
sen. Alle den Zwischenzähler betreffenden Kosten gehen zu Lasten des 
Anschlussnehmers. Das Anzeigeergebnis von privaten Zwischenzählern 
ist grundsätzlich nicht maßgeblich für die Festsetzung der Wassergebüh-
ren.  
 
(5) Der Einbau von geeichten frostsicheren Sprengwasser-/Zapfhahnzäh-
lern direkt unter dem Außenzapfhahn ist dem Wasserabnehmer gestat-
tet. Nach Antragstellung bei der Gemeinde muss eine Manipulationssi-
cherung gesetzt werden. Alle die den Sprengwasser-/Zapfhahnzähler be-
treffenden Kosten gehen zu Lasten des Anschlussnehmers.  
 
 
 

 
§ 23 Nachprüfung von Messeinrichtungen 
 
(1) Der Wasserabnehmer kann jederzeit bei der Gemeinde die Nachprü-
fung der Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich 
anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 11 Abs. 2 des Eichgesetzes (neu 
gefasst durch Bekanntmachung vom 23. 03.1992, BGBl. I, S. 711) - in 
der jeweils geltenden Fassung - verlangen. Stellt der Wasserabnehmer 
den Antrag auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor An-
tragstellung zu benachrichtigen. 
 

  
§ 23 Nachprüfung von Messeinrichtungen 
 
(1) Der Wasserabnehmer kann jederzeit bei der Gemeinde die Nachprü-
fung der Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine sonstige 
Konformitätsbewertungsstelle im Sinne des § 11 Abs. 2 des Mess- und 
Eichgesetzes (neu gefasst durch Bekanntmachung vom 25.07.2013, 
BGBl. I, S. 2722) - in der jeweils geltenden Fassung - verlangen. Stellt 
der Wasserabnehmer den Antrag auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so 
hat er diese vor Antragstellung zu benachrichtigen. 
 



25 
 

(2) Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde zu Last, falls die Abwei-
chung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem 
Wasserabnehmer. 
 

(2) Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde zu Last, falls die Abwei-
chung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem 
Wasserabnehmer. 
 

 
§ 24 Ablesung 
 
(1) Die Messeinrichtungen werden von Beauftragten der Gemeinde oder 
auf Verlangen der Gemeinde vom Anschlussnehmer selbst abgelesen. 
Dieser hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen leicht zu-
gänglich sind. 
 
(2) Zeigt ein Zähler überhaupt nicht an, ist die Ablesung des Gerätes 
durch Verschmutzung o.ä. nicht möglich oder kann ein Beauftragter der 
Gemeinde die Räume des Anschlussnehmers nicht zum Ablesen betre-
ten, so darf die Gemeinde den Verbrauch auf der Grundlage der letzten 
Ablesung unter Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse schät-
zen. 
 

  
§ 24 Ablesung 
 
(1) Die Messeinrichtungen werden von Bediensteten oder Beauftragten 
der Gemeinde oder auf Verlangen der Gemeinde möglichst in gleichen 
Zeitabständen vom Anschlussnehmer selbst abgelesen. Dieser hat dafür 
Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen leicht zugänglich sind. 
 
(2) Zeigt ein Zähler überhaupt nicht an, ist die Ablesung des Gerätes 
durch Verschmutzung o.ä. nicht möglich oder kann ein Beauftragter der 
Gemeinde die Räume des Anschlussnehmers nicht zum Ablesen betre-
ten, so darf die Gemeinde den Verbrauch auf der Grundlage der letzten 
Ablesung unter Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse schät-
zen. 
 

 
§ 25 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass der Anschlussnehmer auf ei-
gene Kosten nach seiner Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeig-
neten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank anbringt, wenn 
 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen erfolgt, die un-
verhältnismäßig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen 
verlegt werden können oder 
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vor-
handen ist. 
 
(2) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrichtung in ordnungsge-
mäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. 

  
§ 25 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass der Anschlussnehmer auf ei-
gene Kosten nach seiner Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeig-
neten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank anbringt, wenn 
 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen erfolgt, die un-
verhältnismäßig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen 
verlegt werden können oder 
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vor-
handen ist. 
 
(2) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrichtung in ordnungsge-
mäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. 
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(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen auf 
seine Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne Beeinträchtigung einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. 
 

 
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen auf 
seine Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne Beeinträchtigung einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. 
 
(4) Mit der Verlegung der Messeinrichtung an die Grundstücksgrenze 
wird die dahinter verlaufende Leitung in die private Verantwortung des 
Anschlussnehmers verlagert. 
 

 
V. Abschnitt: Abgaben 
 
§ 26 Abgaben für die Wasserversorgung 
 
(1) Für die Aufwendungen der erstmaligen Herstellung, die Anschaffung 
und den Aus- und Umbau bzw. die räumliche Erweiterung der Wasser-
versorgungseinrichtung erhebt die Gemeinde einmalige Beiträge auf 
Grund der Satzung über die Erhebung von Abgaben und Kostenerstat-
tungen für die Wasserversorgung. 
 
(2) Für die Vorhaltung und die Benutzung der Wasserversorgungsein-
richtung erhebt die Gemeinde laufende Grund- und Zusatzgebühren auf 
Grund der Satzung über die Erhebung von Abgaben und Kostenerstat-
tungen für die Wasserversorgung. 
 

 
 
 
 

 
V. Abschnitt: Abgaben 
 
§ 26 Abgaben für die Wasserversorgung 
 
(1) Für die Aufwendungen der erstmaligen Herstellung, die Anschaffung 
und den Aus- und Umbau bzw. die räumliche Erweiterung der Wasser-
versorgungseinrichtung erhebt die Gemeinde einmalige Beiträge auf 
Grund der Satzung über die Erhebung von Abgaben und Kostenerstat-
tungen für die Wasserversorgung (Beitrags- und Gebührensatzung) in 
der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Für die Vorhaltung und die Benutzung der Wasserversorgungseinrich-
tung erhebt die Gemeinde laufende Grund- und Zusatzgebühren auf 
Grund der Satzung über die Erhebung von Abgaben und Kostenerstat-
tungen für die Wasserversorgung (Beitrags- und Gebührensatzung) in 
der jeweils geltenden Fassung. 
 

 
§ 27 Kostenerstattungen 
 
Für die Herstellung, Errichtung, Verlegung, Erneuerung, Veränderung, 
Beseitigung, Stilllegung, Außerbetriebsetzung, Absperrung, Inbetriebset-
zung und Nachprüfung sowie die Kosten für die Unterhaltung von Grund-
stücks- und Hausanschlüssen, auch wenn diese nur als vorläufige oder 

  
§ 27 Kostenerstattungen 
 
Für die Herstellung, Errichtung, Verlegung, Erneuerung, Veränderung, 
Umlegung, Beseitigung, Stilllegung, Trennung, Außerbetriebsetzung, Ab-
sperrung, Plombierung, Inbetriebsetzung und Nachprüfung sowie die 
Kosten für die Unterhaltung von Grundstücks- und Hausanschlüssen, 
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vorübergehende Anschlüsse hergestellt werden, einschließlich Wasser-
zählern und für die Zurverfügungstellung von Standrohrzählern (Bauwas-
serzählern), fordert die Gemeinde Erstattung der Kosten bzw. Ersatz der 
Aufwendungen auf Grund der Satzung über die Erhebung von Abgaben 
und Kostenerstattungen für die Wasserversorgung. 
 

auch wenn diese Kosten außerhalb des eigenen Grundstücks des An-
schlussnehmers fallen und nur als vorläufige oder vorübergehende An-
schlüsse (z. B. Versorgung von Baustellen, Schaustellungen) hergestellt 
werden, einschließlich Ein- und Ausbau von Wasserzählern und für die 
Zurverfügungstellung von Standrohrzählern (Bauwasserzählern), sowie 
deren schuldhaftes Abhandenkommen und die Beschädigung oder Zer-
störung der Messeinrichtungen fordert die Gemeinde Erstattung der Kos-
ten bzw. Ersatz der Aufwendungen auf Grund der Satzung über die Erhe-
bung von Abgaben und Kostenerstattungen für die Wasserversorgung 
(Beitrags- und Gebührensatzung) in der jeweils geltenden Fassung. 
 

 
VI. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 28 Maßnahmen an der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
 
Öffentliche Wasserversorgungsanlagen dürfen nur von Beauftragten der 
Gemeinde oder mit ihrer Zustimmung betreten werden. Eingriffe an öf-
fentlichen Wasserversorgungsanlagen sind unzulässig. 
 

 
 
 
 
 

 
VI. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 28 Maßnahmen an der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
 
Öffentliche Wasserversorgungsanlagen dürfen nur von Beauftragten der 
Gemeinde oder mit ihrer Zustimmung betreten werden. Eingriffe an öf-
fentlichen Wasserversorgungsanlagen sind unzulässig. 
 
 
 

 
§ 29 Anzeigepflichten 
 
(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde anzuzeigen 
 
1. der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentliche Wasserver-
sorgung angeschlossenen Grundstücks; entsprechendes gilt beim Erb-
baurecht sowie beim Wohnungs- und Teileigentum sowie Wohnungserb-
baurecht; 
2. Erweiterungen oder Änderungen der Verbrauchsanlagen sowie die 
Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen, soweit sich dadurch 
die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 
 

  
§ 29 Anzeigepflichten 
 
(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde anzuzeigen 
 
1. der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentliche Wasserver-
sorgung angeschlossenen Grundstücks; entsprechendes gilt beim Erb-
baurecht sowie beim Wohnungs- und Teileigentum sowie Wohnungserb-
baurecht; 
2. Erweiterungen oder Änderungen der Verbrauchsanlagen sowie die 
Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen, soweit sich dadurch 
die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 
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(2) Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Veräußerer und Erwerber, 
nach Abs. 1 Nr. 2 der Anschlussnehmer. 
 

(2) Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Veräußerer und Erwerber, 
nach Abs. 1 Nr. 2 der Anschlussnehmer. 
 

 
§ 30 Altanlagen und Rückbau 
 
(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Wasserversor-
gungsanlage der Versorgung des Grundstücks dienten und die nicht Be-
standteil einer der Gemeinde angezeigten, angeschlossenen Wasserver-
sorgungsanlage sind, hat der Grundstückseigentümer innerhalb von 3 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung auf seine Kosten so herzu-
richten, dass sie für die Versorgung nicht mehr genutzt werden können, 
oder die Altanlagen zu beseitigen. 
 
(2) Ist ein Grundstück nicht mehr mit Wasser zu versorgen, schließt die 
Gemeinde den Hausanschluss auf Kosten des Grundstückseigentümers. 
 

 § 30 Altanlagen und Rückbau 
 
(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Wasserversor-
gungsanlage der Versorgung des Grundstücks dienten und die nicht Be-
standteil einer der Gemeinde angezeigten, angeschlossenen Wasserver-
sorgungsanlage sind, hat der Grundstückseigentümer innerhalb von 3 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung auf seine Kosten so herzu-
richten, dass sie für die Versorgung mit Trinkwasser nicht mehr genutzt 
werden können, oder die Altanlagen zu beseitigen. 
 
(2) Ist ein Grundstück nicht mehr mit Wasser zu versorgen, schließt die 
Gemeinde den Hausanschluss auf Kosten des Grundstückseigentümers. 
 

 
§ 31 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 134 Abs. 5 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die öffentliche Wasserversor-
gung anschließt, 
2. entgegen § 6 nicht seinen gesamten Wasserbedarf der öffentlichen 
Wasserversorgung entnimmt, 
3. entgegen § 10 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne schriftliche Zustimmung 
der Gemeinde weiterleitet, 
4. entgegen § 16 Abs. 5 Beschädigungen des Hausanschlusses nicht 
unverzüglich der Gemeinde mitteilt, 
5. entgegen § 18 Abs. 2 Anlagen unter Missachtung der Vorschriften der 
Satzung, anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie 

  
§ 31 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 134 Abs. 5 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 4 dieser Satzung sein Grundstück nicht an die öffentliche 
Wasserversorgung anschließt, oder die Anmeldung zur Herstellung des 
Anschlusses nicht oder nicht rechtzeitig vornimmt; 
2. entgegen § 6 nicht seinen gesamten Wasserbedarf der öffentlichen 
Wasserversorgung entnimmt; 
3. entgegen § 10 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne schriftliche Zustimmung 
der Gemeinde weiterleitet; 
4. entgegen § 13 Abs. 1 Bedienstete und Beauftragte der Gemeinde 
nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der Wasserversorgungsanlage 
auf dem Grundstück und in den Räumen gewährt; 
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der anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, ändert oder un-
terhält, 
6. entgegen § 18 Abs. 4 Materialien und Geräte verwendet, die nicht ent-
sprechend den anerkannten Regeln der Technik beschaffen sind, 
7. entgegen § 18 Abs. 6 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen so be-
treibt, dass Störungen anderer Anschlussnehmer, störende Rückwirkun-
gen auf Einrichtungen der Gemeinde bzw. Dritter oder Rückwirkungen 
auf die Güte des Trinkwassers eintreten. 
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabga-
bengesetzes für Schleswig-Holstein in der jeweils geltenden Fassung 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Mitteilungspflichten nach § 
22 Abs. 3 Satz 2 und § 26 dieser Satzung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. 
 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer Geldbuße bis zu 
1.000,00 EURO und Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 2 können mit einer 
Geldbuße bis zu 500,00 EURO geahndet werden. 
 

5. entgegen § 13 Abs. 2 nicht die erforderlichen Auskünfte erteilt oder 
diese Auskünfte nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er-
teilt; 
6. entgegen § 15 nicht die erforderlichen Anmeldeunterlagen bei der Ge-
meinde vorlegt; 
7. entgegen § 16 Abs. 5 Beschädigungen des Hausanschlusses nicht un-
verzüglich der Gemeinde mitteilt; 
8. entgegen § 18 Abs. 2 Anlagen unter Missachtung der Vorschriften der 
Satzung, anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie 
der anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, ändert oder un-
terhält; 
9. entgegen § 18 Abs. 4 Materialien und Geräte verwendet, die nicht ent-
sprechend den anerkannten Regeln der Technik beschaffen sind; 
10. entgegen § 18 Abs. 6 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen so be-
treibt, dass Störungen anderer Anschlussnehmer, störende Rückwirkun-
gen auf Einrichtungen der Gemeinde bzw. Dritter oder Rückwirkungen 
auf die Güte des Trinkwassers eintreten; 
11. entgegen § 22 Abs. 3 Satz 2 seiner Mitteilungspflicht nicht, nicht rich-
tig oder nicht rechtzeitig nachkommt; 
12. entgegen § 25 die Einrichtung einer Messeinrichtung nicht in einem 
ordnungsgemäßen Zustand und jederzeit zugänglich hält; 
13. entgegen § 29 seinen Anzeigepflichten nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. 
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabga-
bengesetzes für Schleswig-Holstein in der jeweils geltenden Fassung 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Mitteilungspflichten nach § 
22 Abs. 3 Satz 2 und § 29 dieser Satzung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt.  (In BGS einfügen!) 
 
(2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer Geldbuße bis zu 
1.000,00 EURO und Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 2 können mit einer 
Geldbuße bis zu 500,00 EURO geahndet werden. 
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(3) Für das Ordnungswidrigkeitsverfahren gelten die Vorschriften des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 

 
§ 32 Haftung bei Versorgungsstörungen 
 
(1) Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung der 
Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung er-
leidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhältnis oder uner-
laubter Handlung im Falle 
 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des 
Wasserabnehmers, es sei denn, dass der Schaden von der Gemeinde 
oder einem ihrer Bediensteten oder einem Verrichtungsgehilfen weder 
vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist, 
2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder 
durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit der Gemeinde oder eines 
ihrer Bediensteten oder eines Verrichtungsgehilfen verursacht worden 
ist, 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch 
Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten 
Organs der Gemeinde verursacht worden ist. § 831 Abs. 1 Satz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Ver-
richtungsgehilfen anzuwenden. 
 
(2) Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern anzuwenden, 
die diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus uner-
laubter Handlung geltend machen. Die Gemeinde ist verpflichtet, den 
Wasserabnehmern auf Verlangen über die mit der Schadensverursa-
chung durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen 
insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zu-
mutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Gel-
tendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
 

  
§ 32 Haftung bei Versorgungsstörungen 
 
(1) Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung der 
Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung er-
leidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhältnis oder uner-
laubter Handlung im Falle 
 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des 
Wasserabnehmers, es sei denn, dass der Schaden von der Gemeinde o-
der einem ihrer Bediensteten oder einem Verrichtungsgehilfen weder vor-
sätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist, 
2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder 
durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit der Gemeinde oder eines 
ihrer Bediensteten oder eines Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vor-
satz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten Or-
gans der Gemeinde verursacht worden ist.  
 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzli-
chem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 
 
(2) Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern anzuwenden, 
die diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus uner-
laubter Handlung geltend machen. Die Gemeinde ist verpflichtet, den 
Wasserabnehmern auf Verlangen über die mit der Schadensverursa-
chung durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen 
insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zu-
mutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Gel-
tendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
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(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15,00 €. 
 
(4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an einen 
Dritten weiterzuleiten (§ 10 Abs. 1), und erleidet dieser durch Unterbre-
chung der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Be-
lieferung einen Schaden, so haftet die Gemeinde dem Dritten gegenüber 
in demselben Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungs-
verhältnis. 
 
(5) Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen Dritten 
weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten sicherzu-
stellen, dass der Dritte aus unerlaubter Handlung keine weitergehenden 
Schadensersatzansprüche erheben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 
vorgesehen sind. Die Gemeinde weist den Anschlussnehmer darauf bei 
Begründung des Benutzungsverhältnisses besonders hin. 
 
(6) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Gemeinde 
oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzu-
teilen. Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen Drit-
ten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen. 
 

(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15,00 €. 
 
(4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an einen 
Dritten weiterzuleiten (§ 10 Abs. 1), und erleidet dieser durch Unterbre-
chung der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Be-
lieferung einen Schaden, so haftet die Gemeinde dem Dritten gegenüber 
in demselben Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungs-
verhältnis. 
 
(5) Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen Dritten 
weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten sicherzu-
stellen, dass der Dritte aus unerlaubter Handlung keine weitergehenden 
Schadensersatzansprüche erheben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 
vorgesehen sind. Die Gemeinde weist den Anschlussnehmer darauf bei 
Begründung des Benutzungsverhältnisses besonders hin. 
 
(6) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Gemeinde 
oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzu-
teilen. Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen Drit-
ten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen. 
 

 
§ 33 Haftung von Wasserabnehmern und Anschlussnehmern 
 
(1) Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft verursachte Schäden, die 
insbesondere infolge einer unsachgemäßen Benutzung oder den 
Bestimmungen dieser Satzung zuwiderlaufenden Benutzung oder Bedie-
nung der Anlagen zur Wasserversorgung entstehen. Der Anschlussneh-
mer haftet für Schäden, die auf den mangelhaften Zustand seiner Anlage 
(§ 18) zurückzuführen sind. 
 
(2) Der Haftende hat die Gemeinde von Ersatzansprüchen Dritter freizu-
stellen, die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. Sind An-
sprüche auf Mängel an mehreren Verbrauchsanlagen zurückzuführen, 
so haften die Wasserabnehmer als Gesamtschuldner. 

  
§ 33 Haftung von Wasserabnehmern und Anschlussnehmern 
 
(1) Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft verursachte Schäden, die 
insbesondere infolge einer unsachgemäßen Benutzung oder den Bestim-
mungen dieser Satzung zuwiderlaufenden Benutzung oder Bedienung 
der Anlagen zur Wasserversorgung entstehen. Der Anschlussnehmer 
haftet für Schäden, die auf den mangelhaften Zustand seiner Anlage (§ 
18) zurückzuführen sind. 
 
(2) Der Haftende hat die Gemeinde von Ersatzansprüchen Dritter freizu-
stellen, die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. Sind An-
sprüche auf Mängel an mehreren Verbrauchsanlagen zurückzuführen, so 
haften die Wasserabnehmer als Gesamtschuldner. 
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§ 34 Anordnungen im Einzelfall, Zwangsmittel 
 
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehen-
den Verpflichtungen auch Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Hand-
lungen, Duldungen oder Unterlassungen gelten die Vorschriften des All-
gemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (Lan-
desverwaltungsgesetz - LVwG) in der jeweiligen Fassung. 
 

  
§ 34 Anordnungen im Einzelfall, Zwangsmittel 
 
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehen-
den Verpflichtungen auch Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlun-
gen, Duldungen oder Unterlassungen gelten die Vorschriften des Allge-
meinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (Landes-
verwaltungsgesetz - LVwG) in der jeweiligen Fassung. 
 

 
§ 35 Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für Feuerlösch-
zwecke 
 
(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse einge-
richtet werden, so sind über die näheren Einzelheiten einschließlich der 
Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem Anschlussneh-
mer und der Gemeinde zu treffen. 
 
(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasserzählern ausge-
rüstet. Sie müssen auch für die Feuerwehr benutzbar sein. 
 
(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die An-
ordnungen der Gemeinde, der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen. 
Insbesondere haben Anschlussnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenan-
lagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen, ohne 
zwingenden Grund dürfen sie in diesen Fällen kein Wasser entnehmen. 
 
(4) Bei Feuergefahr hat die Gemeinde das Recht, Versorgungsleitungen 
und Hausanschlüsse vorübergehend abzusperren. Den von der Absper-
rung betroffenen Wasserabnehmern steht hierfür kein Entschädigungs-
anspruch zu. 
 
 

  
§ 35 Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für Feuerlösch-
zwecke 
 
(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse eingerich-
tet werden, so sind über die näheren Einzelheiten einschließlich der Kos-
tentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem Anschlussnehmer 
und der Gemeinde zu treffen. 
 
(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasserzählern ausge-
rüstet. Sie müssen auch für die Feuerwehr benutzbar sein. 
 
(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die An-
ordnungen der Gemeinde, der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen. 
Insbesondere haben Anschlussnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenan-
lagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen, ohne 
zwingenden Grund dürfen sie in diesen Fällen kein Wasser entnehmen. 
 
(4) Bei Feuergefahr hat die Gemeinde das Recht, Versorgungsleitungen 
und Hausanschlüsse vorübergehend abzusperren. Den von der Absper-
rung betroffenen Wasserabnehmern steht hierfür kein Entschädigungs-
anspruch zu. 
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§ 36 Datenschutz 
 
(1) Zur Ermittlung der Grundstückseigentümer, der Anschlussnehmer 
und der Wasserabnehmer nach dieser Satzung ist die Verwendung der 
erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten, die aus der 
Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 Bauge-
setzbuch bekannt geworden sind, sowie derjenigen aus dem Grundbuch-
amt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Kataster-
amts durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten 
von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum 
Zwecke der Ermittlung der Grundstückseigentümer oder der sonst An-
schlussberechtigten und Anschlussverpflichteten nach dieser Satzung 
weiterverarbeiten. 
 
(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Grund-
stückseigentümer, der Anschlussnehmer und der Wasserabnehmer und 
von den nach Absatz 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis mit den für die 
Aufgaben nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese 
Daten zum Zwecke der Ermittlung der Grundstückseigentümer der An-
schlussnehmer und Wasserabnehmer nach dieser Satzung sowie zum 
Aufbau von Dateien (z. B. Anlagenmängeldatei/Schadensdatei etc.) zu 
verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

 § 36 Datenverarbeitung 
 

(1) Die Gemeinde ist befugt, personenbezogene Daten der Grundstücks-
eigentümer, Anschlussnehmer und Wasserabnehmer zu verarbeiten, so-
weit dies zur Durchführung der Wasserversorgung im Sinne dieser Sat-
zung, der Bearbeitung des Anschlussantrages, Ermittlung und Festset-
zung der Abgaben und Kostenerstattungen erforderlich ist. Die Verarbei-
tung personenbezogener Daten erfolgt gemäß den Bestimmungen der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Schleswig-Holsteini-
schen Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten (Landesdaten-
schutzgesetz – LDSG) in der jeweils gültigen Fassung. 
 
(2) Es werden folgende Kategorien personenbezogener Daten verarbei-
tet. 
a) Name, 
b) Vorname(n), 
c) Anschrift, 
d) Grundstücks- und Grundbuchdaten (Flur, Gemarkung,     

Flurstück, Größe, Eigentümerdaten) 
e) Berechnungsgrundlagen (Geschossigkeit, Nutzungsart, Mes-

sergebnisse, Eichjahr)  
 
(3)  Die Gemeinde ist berechtigt die in Absatz 2 genannten personenbe-
zogenen Daten durch Übermittlung von  
 
f) den Grundstückseigentümern, Anschlussnehmern, Was-

serabnehmern, 
g) der für Grundsteuer zuständigen Behörde (nur Namen und An-

schrift der Grundstückseigentümer),  
h) dem Einwohnermeldeamt der Gemeinde Büchen, 
i) der Bauverwaltung der Gemeinde Büchen, 
j) der Finanzverwaltung der Gemeinde Büchen, 
k) dem Landesamt für Vermessung und Geoinformation und  
l) dem für die Grundbücher zuständigem Grundbuchamt 
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zu verarbeiten.  
 
(4) Die Fristen für die Aufbewahrung von personenbezogenen Da-

ten werden beachtet.  

 

 
§ 37 Vorhaben des Bundes und des Landes 
 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Grundstücke und Vor-
haben des Bundes und des Landes, soweit die gesetzlichen Regelungen 
nicht entgegenstehen. 
 
 

  
§ 37 Vorhaben des Bundes und des Landes 
 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Grundstücke und Vor-
haben des Bundes und des Landes, soweit die gesetzlichen Regelungen 
dem nicht entgegenstehen 

  § 38 Befreiung 
 
(1) Die Gemeinde kann von den Bestimmungen dieser Satzung, soweit 
keine Ausnahmen vorgesehen sind, Befreiungen erteilen, wenn die 
Durchführung dieser Bestimmungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte führen würde und die Befreiung mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. 
 
(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet 
erteilt werden. Sie steht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 
 

 
§ 38 Übergangsregelungen 
 
(1) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Genehmigungsver-
fahren werden nach den Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 
 
(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvorausset-
zungen gegeben sind und das Grundstück noch nicht an eine öffentliche 
Wasserversorgungsanlage angeschlossen ist, ist der Anschlussantrag 

  
§ 39 Übergangsregelungen 
 
(1) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Genehmigungsver-
fahren werden nach den Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 
 
(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvorausset-
zungen gegeben sind und das Grundstück noch nicht an eine öffentliche 
Wasserversorgungsanlage angeschlossen ist, ist der Anschlussantrag 
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gem. § 15 dieser Satzung spätestens drei Monate nach ihrem Inkrafttre-
ten einzureichen. 
 
 

gem. § 15 dieser Satzung spätestens drei Monate nach ihrem Inkrafttre-
ten einzureichen. 
 

 
§ 39 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2007 in Kraft. Gleichzeitig treten die Sat-
zung der Gemeinde Büchen über den Anschluss an die öffentliche Was-
serversorgungsanlage und ihre Benutzung vom 25.09.1979 in der zurzeit 
geltenden Fassung sowie die Allgemeinen Bedingungen für den An-
schluss an das Versorgungsnetz der Gemeinde über die Abgabe von 
Wasser vom 19.09.2006 in der zurzeit geltenden Fassung außer Kraft. 
 

  
§ 40 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung über die Wasserversorgung der Gemeinde Büchen 
vom 05.12.2006 (Wasserversorgungssatzung) außer Kraft. 
 

 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt: 
 
 
Büchen, den 05.12.2006 
Gemeinde Büchen 
Der Bürgermeister                                                    (L.S.) 
gez. Uwe Möller 
 

  
 
 
Büchen, den 30.11.2021 
 
Gemeinde Büchen 
Der Bürgermeister                                                    (L.S.) 
gez. Uwe Möller 
 

 


